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1m Januar 975 der tschechische Kulturminıister Klusak durch eıne tast tödliıche Verwaltung durch den Staat WAal

ausgeführt hat (vgl Aprıil 1975 160), aflst darauft keıin Zugeständnıis diıe Kırche, sondern 1Ur Folge einer
schlıeßen, dafß Erzbischoft Casarol: auch Sachfragen 1NSs auch ın der CSSR nıcht übersehenden Entwicklung In

Gespräch gebracht a WwWenn auch ohne Erfolg Damals allen kommunistischen Ländern. Die vorläufige Regelung
Mınıster Klusäk, die Prager Regierung sel bereıt, 1m Erzbistum Prag Walr erkauft, un!: die 973 ZUSC-

standene Bischofsernennung WAar ebenso eın (innen- unmıt dem Heiligen Stuhl wıeder verhandeln, w1e bıs-
her, „aber“‘ in ınnere Angelegenheıten lasse s1e sıch nıcht außenpolitischer) Gewınn tür die Regierung, aber NUr eın
hineinreden. Nun aber sind jede kirchliche Tätigkeıt, die schwacher Anfang einer berechtigten Hotfnung auf seıten

der Kırche, un:! selbst diese verblafßte sehr schnell, dennVerwaltung der Diözesen, die Autnahmen in das rie-
stersemınar, dıe Erteilung der Priesterweıhe, die Exıstenz hat sıch nıchts geändert.
VO  . klösterlichen Gemeinschaften, das Weisungsrecht
gegenüber dem Diözesanklerus, Gottesdienst un! Seel- ber die etzten Gespräche des päpstlichen Sondernuntius
SOLSC, alles ‚„innere Angelegenheıiten“ des Staates un! Poggı VO bıs Julı 1ın Prag hat ‚„„‚Katholike novıny“

ın Prag LLUTL das offizijelle Kommuni1que der CTK veröt-auch die Religions- un:! Gewissenstreiheıit tür gläubige
Bürger des Staates. tentlicht. In diesem heißt CS, se]en „„Mit Befriedigung

einıge Vorschläge beurteılt, mMı1ıt Aufmerksamkeıt Fragen
beiderseıitigen Interesses erortert‘‘ worden. Wiederum

Unterschie Zz7Uu Ungarn werde 1Ur der ZuLC Wiılle bekundet, weıtere diskutierte
Probleme lösen. Von eınem Ergebnis 1ST bisher nıchts
bekanntgeworden. Unbekannt blieb auch, welcher Art dieDiese Staatsomnı1potenz, die Cäsaropapısmus erinnert,

hat bısher in der CSSR verhindert, W 45 anderswo doch „Vorschläge‘‘ Es dürtten Fragen der Besetzung der
teilweıse gelungen 1St Seinerzeıt die ersten Gespra- vakanten Bıstumer SCWESCHIL se1nN, insbesondere VO elt-

meri1tz, ohl auch VO  _ Königgrätz, Brunn oder Budweıs.che des Erzbischofs Casarolı mIıt Prag Zurf gleichen eıt
aufgenommen Ww1€ mMiıt Ungarn; Casarolıi tlog damals VO ıne Öffnung 7u. einer srößer angelegten Lösung aller
Budapest direkt ach Prag Während jedoch Ungarn heute Schwierigkeıiten 1St sıcher nıcht erfolgt, kann auch nıcht

werden, 1m besten Fall kleine Schritte ın Rıchtungeıne vollständige katholische Hıerarchie hat,; 1St der Weg
diesem Zie] ın der CSSR och sehr weıt. Das bemer- auf eıne Normalisierung. ber 1St eıne solche ideologisch

kenswerteste den Gesprächen zwıischen der Prager Re- möglıch? Wahrscheinlicher ISt; da{fß Ende dieser Ge-

vxjerung un: dem Heılıgen Stuhl W alr bısher: dafß csehr viel spräche auch weıterhın Sekt gereicht wiırd, der für die Na
mıteinander gesprochen, aber recht wen1g erreicht worden tikan-Diplomaten eiınen bıtteren Nachgeschmack hınter-
ISt, denn die Ablösung eınes brutalen Kirchenkampftes aflßt
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Diıe Auswirküngen der Religionsfreiheit auf das
Verhältnis Kırche ag
Fın Überblick uber Publikationen S Staatskirchenrecht (Il)

Staut heıin Glaubensstaat mehr sein kann, sondern allenAuf dem 7weıten Vatikanıischen Konzıil wurde das Ver-
hältnıs un! die Zuordnung VO  — Kırche, Staat un:! treiheit- Bürgern gegenüber ZUr Gewährleistung des staatlıchen

Grundrechts der Religionsireiheit un: damıt auch relı-liıch-pluralistischer Demokratıie mıt großer Intensität
erörtert. Dıies geschah VOT allem .1n den intensıv geführten v1öser Neutralıtät verpiflichtet 1St Der Staat, der sıch da-

Auseinandersetzungen über dıe Annahme der „Erklärung nach MIt keiner ‚„Staats‘“-Religion mehr identifizieren dart
un! dem deshalb verboten 1St, bel seınen Burgern nachuüuber die Religionsfreiheit“‘ un:! dıe Pastoralkonstitution
konfessionellen Rücksichten ditfterenzıeren, ubt-über die Kırche iın der Welt VO  3 heute. Die große Wende,

die das Konzıil in der Lehre über das Verhältnis VO  . Kırche über den Mitgliedern der einzelnen Religionen un! auch
den relıg1ösen Mınderheıten gegenüber nıcht mehr Tole-un:! Staat gebracht hat, besteht darın, da{fß nach dem I1 Va-

tikanum auch ach der Lehre der hLatholischen Kirche der YANZ, sondern gewährt allen Menschen, die sıch auf seınem
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Gebiet befinden, Religionsfreiheit. An dieser innerkırch- Gehalt VO  - Religionsfreiheit und Toleranz im Staatsrecht
lıch-theologisch und staatsrechtlich gleichermaßen be- untersucht. Dıie Toleranz biıldet heute ıne unverzichtbare
eutsamen Tatsache mu{ß sıch heute auch die Konzeption Voraussetzung für die gegenseıtıge Anerkennung und dıe
eiıner modernen Darstellung des Staatskırchenrechts Or1- friedliche Koexıstenz mverschiedener yeligiöser Gruppen

und Gemeinschaften dem ach desselben Staates.entlieren. Im 19. Jahrhundert erfolgte dıe Verhältnisbe-
stımmung 7zwıschen Staat un: Kırche häufig ın der orm Dieser Abschnuitt enthält terner instruktive vergleichende
eınes Gegenübers zweıer teindlicher Mächte oder zumın- vertassungsrechtliche Übersichten über dıe Religionsfrei-
dest eıner ‚„„Institutionen-Rıvalıtät“‘ (Martın Heckel). heıt iın den modernen Vertassungen, ıhre Sıcherung durch
Heute dagegen mu{fß eın zeiıtgemäßer Entwurt des internatiıonale Konventionen und schließlich eınen VOTF-
Staatskiırchenrechts VO dem VO Staat un VO der Kır- züglıchen Überblick über dle Stellungnahmen der ol
che gleichermaßen anerkannten Grundrecht der Relıigı1- versammlungen des Okumenischen Rates der Kırchen ZUI

onsftreıiheit ausgehen. Religionsfreiheıit un eıne theologisch-staatsrechtliche
Analyse der Erklärung des I1 Vatıkanums über{die Relig1-
onstreiheit.

Das Grundrecht der Religionsfreiheit Der Zzayeıte Abschmnitt des Werkes hat die Religionsfreiheit
in der Rechtsprechung als staatlıches Individualgrundrecht Z Gegenstand

S 54-353). Hıer entwickelt List] auf der Grundlage eıner
Unter dieser Rücksicht nımmt in der staatskirchenrechtli- großen Zahl vielfältiger Gerichtsentscheidungen ıne Be-
chen Lıteratur der Bundesrepublık dıe ınnerhalb kurzer stımmung des Inhalts un der (Jrenzen der Glaubens-,
eıt allgemeın als Standardwerk anerkannte Darstellung (Jewissens- un Bekenntnisfreiheit. Die Entscheidungen

erstrecken sıch auf unterschiedliche Lebensbereiche W1€eVO  - Joseph Listl, Das Grundrecht der Religionsfreiheit in
der Rechtsprechung der Gerichte ın der Bundesrepublık die Strafhaft, tachtremde weltanschaulich-missionarische
Deutschland eınen besonderen un:! sıngulären KRang e1n. Agıtatıon eınes Lehrers tür Kunsterziehung eıner hö-
List] hat sıch ın dieser Untersuchung das Zıiel ZESECTZL, auf heren Schule, Glaubenswerbung beı Auszubildenden
der Grundlage aller Gerichtsentscheidungen samtlıcher durch den Lehrherrn, Eidesverweıgerung VOTL Gericht,
Gerichtszweige un! Instanzen, sOweıt s1e selit dem In- Ausstattung VO Gerichtssälen mMıt Kreuzen, Urnenbe-
kratttreten des Grundgesetzes 1MmM Jahre 949 veröftentlicht auf Privatgrundstücken, rel121ös motivierte Ver-
worden sınd, eıne gewissermaßen „empirische““ (Gsesamt- weıgerung der Zustimmung des sorgeberechtigten Vaters
darstellung der Rechtsprechung dem 1m weıtesten ZAU Vornahme einer lebensnotwendıgen Blutaustausch-
Sınne des Wortes verstandenen Grundrecht der Relıgi0ns- transtusıon eigenen Kınd, Verweıigerung der Angabe
treiheit iın seıner individuellen und korporatıven Erschei- der Religionszugehörigkeıt beı der Meldebehörde, das SC-
nungsform, mıt Finschlufß der Kırchenfreıiheıit, Kirchensteuerrecht, die Religionstreiheıit 1m Bereich
geben. Dıieser Aufgabe 1St ın diesem Werk, das nahezu der Schule, dıe rechtliıche Zulässigkeıit der Konftessions-

und der christlichen Gemeinschaftsschule 1mM relig1ös-400 Gerichtsentscheidungen verwertetl, mıt eıner selten
anzutretffenden Vollständigkeıt un geistigen Durchdrin- neutralen Staat, den stratrechtlichen Schutz der Religions-

ausübung un:! der kirchlichen Einrichtungen, dıe Relig1-SunNg der umfangreıchen, alle Bereiche der Rechtswissen-
onstreıiheıit 1M Bereich des Famılien- und Erbrechts, desschaft berührenden aterıe gerecht geworden. Unter

Aufarbeitung auch der einschlägıgen Lıteratur Arbeıtsrechts, des Schuld- und Sachenrechts.
hat eın autf hohem wissenschattlichem Nıveau stehendes Dıie 1ın dem Werk verarbeıteten annähernd 400 Gerichts-
und, WI1€e der Anklang, den dieses Werk iınzwıschen in der entscheidungen sınd systematiısch ach verschiedenen I:
Wissenschatt und In der Praxıs der Gerichte gefunden hat, bensbereichen gegliedert und werden kritisch, ın vieltach

nuancierender, abgewogener und häufıg auch orıginellerzeıgt, zugleıch auch unmıiıttelbar praktisch verwendbares
Handbuch des Staatskirchenrechts geschaffen, auf das alle Weıse dargestellt. Wıe Lst] verschiedenen Stellen her-

vorhebt, dart die Religionsfreiheit dabelı, W1€ dies 1mGerichte un Verwaltungsbehörden, dıe in irgendeıiner
Weıse miıt Fragen der Religion oder der Kırchen befaßt Staatsrecht des 19 Jahrhunderts geschehen un:! vieltach
sınd, angewı1esen sınd Mıt Recht wurde das Buch VO Listl] auch noch bıs ZUr Gegenwart üblich Sst, nıcht NUur in ıhrer

negatıven Funktion als Abwehrrecht unrechtmäßige1in der Fachliteratur als ine „Fundgrube““ für alle Fragen
des Staatskirchenrechts bezeichnet. Der Benutzer des Eingrifte des Staates gesehen und gewürdıgt werden, SOMN-

Werkes 1St ımmer wıeder überrascht, ftestzustellen, iıne dern mu{fß VOT allem als eın Grundrecht werden,
das ın erster Linıe ım Interesse seiner bosıtıven Verwirkli-W1€e große Bedeutung der Relıgion un den Kırchen iın den

Entscheidungen der Gerichte, mıt Einschluß der chung den einzelnen Staatsbürgern, aber auch den Kır-
chen, diesen als korporatıves Grundrecht der Kirchenfrei-Staatsgerichtshöfe un des Bundesverfassungsgerichts,

auch in der ‚Gegenwart zukommt. heit, gewährleistet ıSt
Durchaus MEUE Wege beschreıitet List] 1mM drıtten Ab-
schnuitt, der die Religionsfreiheit als Grundrecht der Reli-Der Abschnuıtt des Werkes enthält eine ‚„‚Grundle-

SUNS - in der der Verfasser den Sinngehalt der relıg1ösen xionsgemeinschaften und ıhrer Untergliederung behandelt
und weltanschauliıchen Neutralıtät des Staatswesens der (S 354—444). Mıt Recht bezeichnet das Grundrecht der

Bundesrepublik De_utschland un den unterschiedlichen Religionsfreiheit als eın Doppelgrundrecht, das gleich-
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zeıtig die individuelle UuN dıe korporatıve Religionsfrei- gefangen VO Ormser Edıikt (1521) über den Augsburger
eıt (Religionsfreiheit als Verbandsgrundrecht bzw als Religionsfrieden 555), den Westtälischen Frieden (1648),
Kirchenfreıiheıt) umtaßt. Dıie institutionelle Kirchentrei- den Untergang des Deutschen Reichs (1806), die allmäh-
heitsgarantıe ın Artikel 140 des Grundgesetzes lıche Gewährleistung der Religionsfreiheit als allgemeınes
Verbindung MmMIı1t Artıkel 137 Absatz 3 der Weımarer Grundrecht in den deutschen Einzelstaaten iın der eıt des
Reichsverfassung („„Jede Religionsgesellschaft ordnet un! Rheinbundes -(1806-18 un! des Wıener Kongresses
verwaltet ıhre Angelegenheıten selbständıg ınnerhal der (  > dıe Revolution des Jahres 848 bıs Zur eıt
Schranken des tur alle geltenden Gesetzes. Sıe verleiht ıhre des Deutschen Kaiserreiches ach 18 ın dem ın einzel-

Nen Bundesstaaten och keine allgemeıne ReligionsfreiheitÄmter ohne Miıtwirkung des Staates oder der bürgerlichen
herrschte. Diese wurde ın umtassendem Sınne erst durchGemeıinde.“‘‘) bezeichnet Cr als eıne Konkretion un: ıne

Entfaltung des Grundrechts der Religionsfreiheıit ın Artı- die Weımarer Reichsverfassung VO 11 ugust 1919 allen
Religionsgemeinschaften gewährt.kel 4 des Grundgesetzes. Die abschließenden Kapıtel des

Werkes befassen sıch mıt den Gerichtsentscheidungen Moderne Aspekte der Religionsireiheit behandelt xel
Z.U kirchlichen Sammlungswesen, ZU Recht der Kır- Frhr Campenhausen ın seıner kleinen Schrift „Religi-

onstreiheıit. Okumenische Bestandsaufnahme nach demchen aut treıe un! staatsunabhängıge Wohlfahrtspflege
un! mıt der lange eıt rechtliıch umstriıttenen Zulässigkeıit 11I. Vatikanıschen Konzıil‘‘® Die nunmehr sowohl A4UusS

VON Wahlhirtenbrieten un! polıtischen Stellungnahmen staatlıcher w1e€e auch A4US kirchlicher Sıcht gewährleistete
der Kırchen. Religionsfreiheıit schützt, Ww1e€e Campenhausen mıt Recht
List] 1St gelungen, auf der Grundlage eıner eigenén te- betont, nıcht Nur die ‚„„Abstinenz VO der Relıgion“ (die
sten Anschauung, die durch Toleranz gegenüber anderen SS „negatıve“ Religionsfreiheit), sondern ın ersier Tınıe
Auffassungen gekennzeichnet ISt, ıne wirklichkeitsnahe deren Ausübung (die 508 „pOosıt1ve‘“ Religionstreiheıit).
Gesamtdarstellung des Staatskirchenrechts der Bundesre- Schwerlich wırd INall dem Vertasser allerdings zustımmen

können, wenn GT auch Martın Luther als eiınen Vertechterpublık Deutschland geben, dıe nıcht VO  —_ abstrakten
Theorıen, sondern VO  S} den Tatsachen der Rechtsprechung der Religionsfreiheıit bezeichnet. Wıe viele seıner Zeıtge-
ausgeht. Prot xel Frhr Campenhausen, der Leıter des OSSCIl W ar Luther vielmehr 1M Gegenteıl eın radıkaler
Kırchenrechtlichen Instıtuts der EKD in München, hat Anhänger des Glaubensstaates. Deshalb hat GE auch CN
dem Buch VO List] ıIn eıner Rezension in der Zeitschrift gisch nach der Mirhilte der Landesherren ZUuULf: Unterdrük-
„„Archıv des öttentliıchen Rechts‘“‘ testgestellt, dafß dıe kung sowohl der katholischen Religion WwW1€e ZuUur

Staatskirchenrechtswissenschaft „„eIn Bekämpfung der Wiedertäuter verlangt. ISst die euerevergleichsweise
umfassendes, ausgeglichenes un! unmıttelbar praktisch eıt hat in einer geistesgeschichtlich als FEinheıt begrei-
verwendbares Werk WwW1e€e das vorliegende“‘ bisher noch tenden ewegung die Idee des religiös-neutralen Staates
nıcht besessen habe uch wWwer VO eıner mehr laızıstı- un! damıt der Religionsfreiheint geboren.
schen, 1mM Jargon der Bundesrepublık Deutschland sıch Volle Zustimmung verdient Campenhausen hingegen,
heber ‚„‚humanıstisch‘““ nennenden Posıtion A4UuS anderen WE &Q erklärt, dafß die Abdrängung der Religion in den

Bereich des Privaten un! die Verweıisung der Kirchen ınErgebnissen tendıere, werde gleichwohl den eifrıgen
den Innenraum der Kırchen keine logische un! zwingendeun! dankbaren Benutzern dieses Werkes gehören.
Folgerung aus dem Prinzıp der relıg1ösen Neutralıtät des
Staates darstellt (S 31) Auf Grund der Tatsache, da{fß der

Verschiedene Dimensionen Staat für Erziehungszwecke die Steuermiuttel der Eltern
kassıere, die Mitglieder VO  3 Religionsgemeinschaftender Religionsfreiheit
seı1en, sel der Staat nıcht Nur berechtigt, sondern auch VeI-

Fın tieteres Verständnıis der gegenwärtigen deutschen kır- pflichtet, ohne seıne eiıgene relıg1öse Neutralıtät verlet-
ZCI1, auf Wunsch der Beteilıgten auch kontessionelle Er-chenpolitischen un! religionsrechtliıchen Gesamtsıtuation

ertordert dıe Kenntnıiıs der geschichtlichen Entwicklung zıehung un! Religionsunterricht aut Staatskosten ZuUur

VO Glaubensstaat des Reformationszeıitalters Z heuti- Verfügung stellen. Deshalb werde heute in den meisten
westlichen Staaten die Pflicht des Staates Zur FiınanzıerungSCH religiıös-neutralen Staat, der sıch ach der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts als Heımstatt aller kirchlicher Privatschulen un dıe Bereitstellung kirchlich
Bürger ohne Rücksicht aut iıhre Religion oder Kontession gepragter öffentlicher Schulen als eıne „Folge der Religı1-

onsfreıiheıt‘‘ betrachtet. Damıt befindet sıch Campen-versteht. Deshalb 1St sehr begrüßen, da{fß Jjetzt die
1891 ın Leipzıg erschienene, seıt langer eıt vergriffene hausen in Übereinstimmung mMı1t dem Z weıten Vatıikanı-
un: bisher Nur mehr in wenıgen Bibliotheken als bıblio- schen Konzıil; das dieselbe Forderung erhoben hat

phile Rarıtäat anzutreftende Darstellung VO  — ermann
Furstenau, Das Grundrecht der Religionsireiheıit ach se1- Kirchliches SelbstbestimmungsrechtneTr geschichtlichen Entwicklung un! heutiıgen Geltung 1ın
Deutschland, wieder 1ın eiınem unveränderten Neudruck
erhältlich 1st2. Fürstenau behandelt in seinem Werk die Seit der eıt des Investiturstreıts 1STt c5 1mM Verhältnis VO

Staat un! Kırche eıne umstrittene Frage, un! VO  S WEgroßen historischen Ereignisse des Religionsrechts des
Deutschen Reiches un:! der deutschen Eıinzelstaaten, - die Grenzziehung zwıschen dem kirchlicher Rechtsset-
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ZUN$S, Verwaltung un! Rechtsprechung unterliegenden batıon“‘ mMit einer konkreten Religion oder Konfession 1MmM
Eigenbereich der Kirche un:! der durch das allgemeıne Bereich des CHNSCICH Verfassungs- un! Staatslebens. Reli-
staatlıche Gesetz für alle Staatsbürger normiıerten Rechts- QI0Se€ Neutralıität erfordert ferner notwendig Pluralıität UN):
phäre vorzunehmen 1st Dıieser Aufgabe unterzieht sıch tür Parıtädt. Nur diesen heiden Voraussetzungen 1St die
die Gegenwart Josef Jurina ın seıner Untersuchung ‚‚Der Möglıchkeıit eıner treiheitlichen Kulturverfassung 1mM plu-
Rechtsstatus der Kırchen un Religionsgemeinschaften 1mM ralıstiıschen GemeıLnnwesen garantıert. Totalıtäre Staaten,
Bereich iıhrer eıgenen Angelegenheiten“‘*. Mıt der I1- Ww1e die Deutsche Demokratische Republık, dıe ıhrem
wartıg auch ın der Staatsrechtswissenschatt herrschenden Selbstverständnis nach eıne weltanschaulich-antirelig1öse
Lehre geht Jurına davon AU5, daß die Rechtssetzungsge- Grundlage besitzen, können weder 1m Kulturbereich och
walt der Kırchen un: Religionsgemeinschatten In ıhrem auf dem Gebiete der Religion neutral se1n, sS1e sınd viel-
eıgenen Bereich nıcht auf verliehener staatlıcher Rechtset- mehr notwendıgerweIlse parteılıch. Totalıtäre Staaten SC-
zungsbefugnıs beruht. Die Fragen der Glaubenslehre, des währen Geıistes-, Religions- und Kirchentfreiheit NUur ach
Gottesdienstes, der Sakramente, der Kırchenverfassung, Maißgabe der jeweıls VO der herrschenden staatstragenden
der Rechtsstellung der geistliıchen Amtsträger un die Be- Parteı festgesetzten Staatszıelbestimmungen. Die Neutra-
stımmung des innerkirchlichen Rechtsstatus der Kırchen- lıtät des Staates 1m Kultur- und Religionsbereich bıldet
mıtglieder unterliegen daher orıgınarer kırchenrechtlicher ıne Grundvoraussetzung für die Ermöglichung geistiger
Regelung. Anders verhält sıch ach Jurına, der hierbei Freıiheıt in einem Staatswesen und damıt auch für die Relıi-
aum die allgemeine Zustimmung der Kanonisten finden gionsfreiheıt.
dürfte, beım Dienstrecht der geistlichen Amtsträger, beı
den Arbeitsverhältnissen der La:enbediensteten un! beım
kirchlichen Vermögensrecht. Sowelılt den Kırchen autf die- aa und Kırche im Kulturbereich
SC Gebıiet eın Recht eigener Rechtsetzung, Verwal-
tung und Rechtsprechung zustehe, beruht dies nach Jurına Der Bereich der Kulturverwaltung 1mM weıtesten Sınne des
nıcht auf orıgınärer kırchlicher Eigenrechtsmacht, SOINl- Wortes bietet „ahlreiche Berührungspunkte 1mM Verhältnis

VO  - Kırche un Staat Eınen autf den ersten Blick eındern auf staatlıcher Verleihung. Dıie Kırchen seıen hıer
nıcht eigenständi1g, sondern lediglıch ‚„„autonom . Dem- Randgebiet darstellenden, in Wirklichkeit jedoch sehr

bedeutsamen Anwendungstfall behandelt mıiıt besonderergegenüber nımmt diıe katholische Kırche 1ın ıhrem kanon1-
Anschaulichkeit dieschen Recht die Regelung des Dienstrechts und auch des großangelegte Untersuchung

kırchlichen Vermögensrechts selt jeher als eıne LDDomäane ‚„Staat Kırche Kunst Rechtsfragen kiırchlicher Kul-
turdenkmäler‘‘ des Tübinger Staats- und Kırchenrechts-ıhres Selbstbestimmungsrechts un! ihrer Eigenrechts-

macht iın Anspruch. ehrers Martın Heckel®. Heckel W ar VO Landtag des
Anders verhält sıch dagegen beı den „gemeınsamen An- Landes Baden-Württemberg eın Gutachten ZUur

parteilıchen rechtlichen Würdıgung der Regierungsvor-gelegenheıten“‘ VO  — Staat un! Kırche, WI1€e der Anstalts-
un: Militärseelsorge, dem Religionsunterricht, dem lage eınes Denkmalschutzgesetzes tür das Land Baden-
kirchlichen Besteuerungsrecht un:! dem Friedhofswesen, Württemberg gebeten worden. Dabeı sah sıch der kaum

allseıtiger Zufriedenheit lösbaren Aufgabe gegenüber,be1l den Bereichen, dıe I 1m Einvernehmen ZWI1-
schen Staat un:! Kıirche geregelt un verwaltet werden eınen tragfahıgen Ausgleıch tinden 7zwischen den eNnNt-

können. Weıthın lıegt der Sichtweise Jurınas 1M Verhältnis gegengeSEIZLCN Ansprüchen des Staates und der Kırchen
1m Hınblick auft dıe Denkmalschutz stehenden 5a-VO Staat und Kırche noch eın Abgrenzungs-, ompe-

tenz- un: Rivaliıtätsdenken zugrunde, WwI1e CS tür das kralbauten. Im Grunde geht CS dabeı fundamentale
19. Jahrhundert un: auch noch tür die Weıimarer eıt Fragen der Religionsfreiheıit und der Verhältnisbestim-
kennzeichnend W arl DDiese Sıchtweise bedart heute eıner MUuNg VO Staat un! Kırche.
starkeren Fundierung 1m Grundrecht der Religionsfrei-
heıt. Die Regierüngsvorlage wollte nıcht NUur dıe künstlerisch-

asthetischen, sondern auch dıe kultisch-liturgisch-theolo-
Der moderne Staat kann eın Glaubensstaat seın un des- yischen Ma{fstäbe der Denkmalpflege Sakralbauten der
halb keine spezifische relıg1öse, antırelig1öse oder iırgend- Letztentscheidung („Kompetenz-Kompetenz’) des
W1€e ‚ıdeologische“‘ Grundlage besitzen un sıch Staates unterwerten. Dagegen torderte Heckel mıt Recht,
deshalb.auch mıt keıiner onkreten Religion oder Kontes- dafß den dem Gottesdienst dienenden Kulturdenkmä-
S1I0N „„ıdentifizıeren“‘. Aus diesem „Identifikationsverbot‘“‘ ern dıe VDO  z den Kırchenleitungen festgestellten QOLLES-
tolgt fur den Staat das Gebot yelıgiöser Neutralıität. Wıe dienstlichen Belange vorrangzıg hbeachtet zyerden mMmuSseEN.
der Bonner Staats- un Kırchenrechtslehrer Klaus Theologische Beurteilungsmafßstäbe, argumentiert
Schlaich ın seıner Untersuchung „Neutralıtät als vertas- Heckel, können ın keinem Fall der Letztentscheidung des
sungsrechtlıches Prinzıp vornehmlich 1m Kulturvertas- Staates unterliegen. Lediglıch über dıe rein künstlerischen
Sn und Staatskırchenrecht‘‘> ze1gt, entzieht sıch der und asthetischen Fragen der kirchlichen Denkmalpflege

111 Heckel dıe Letztentscheidung dem Staate überant-schillernde Begrift der relıg1ösen Neutralıtät eıner einheıt-
lıchen un:! umtassenden iınhaltliıchen Detinition. Er besagt orten Damıt stößt jedoch aut den Wiıderstand der
in erster Lıinıe dıe Pflicht des Staates ZUT ‚„Nicht-Identifi- Kirchen. S1e ordern nıcht NUur ın allen Fragen des enk-
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malsc)autzes (d.h iın Fällen der Veränderung, Entfernung rücksichtigt werden. In der Urteilsbegründung wırd 4aUuS-

oder Zerstörung VO  - Kunstdenkmälern), sondern auch ın geführt, dafß eınerseıts ‚„„dıe Vermittlung der Glaubens-
der Denkmalpflege (Beratung, Förderung, Informatıion, satze der jeweıligen Religionsgemeinschaft“‘ zulässıger
Subventionierung, ständıge Fühlungnahme, Konsulta- Inhalt des Religionsunterrichts sel; daraus dürte aber, WI1€e
tionspflichten) eine gutliche gegenseıtige Einigung 701- das Oberverwaltungsgericht unster meıne, nıcht dıe
schen den staatlıchen Denkmalschutzbehörden Un den Folgerung SCEZOPCN werden, daß der Religionsunterricht
Kirchenleitungen. 1e] spricht dafür, den Denkmalschutz deshalb eıner echten Leistungsbewertung unzugänglıch
UuN die Denkmalpilege den Sakralbauten, dıe den sel. Der zulässıge bekenntnisgebundene Inhalt des Religı-
kostbarsten Schätzen un Zeugnissen unserer Kultur un:! onsunterrichts schließe nämlıch nıcht AaAU S, da/ßß der Religi-
Geschichte gehören, rechtlich eıner gemeınsamen An- onsunterricht eın auf Wissensvermittlung gerichtetes

Lehrfach se1 UuUnN den Gymnasıen den Charakter e1iNnNesgelegenheıt VO  _ Kırchen un: Staat auszugestalten. Dıie 1 -
ponierende Fülle denkmalrechtlicher, lıturgiewıssen- wissenschaftlichen Faches habe: deshalb könnten Miıtar-
schaftlicher un:! kirchenrechtlicher Lıiteratur, dıe Hecke]l beit un:! Leıistungen der Schüler ın diesem Unterrichtstach
ın dieser Untersuchung verarbeitet hat, zeıgt, eın w1e bewertet un hbe] der Versetzungsentscheidung berück-
großes Ma{l Detailkenntnissen 1mM einzelnen ertorder- sıchtigt werden. Fur dieses Vertahren WAar der Heıidelber-
ıch seın ann, konkrete Probleme der Religionstrei- gCcCI Staatsrechtslehrer Friedrich Müller eın Rechtsgut-
eıt un:! des Staatskirchenrechts sachgerecht beurteılen. achten ZU Zwecke der Vorlage beim Bundesverwal-

tungsgericht gebeten worden. Den in diesem Rechtsgut-
achtenenAuffassungen hat \  SIC.  h das Bundesver-

Zur elilung des Religionsunterrichts waltungsgericht 1M Ergebnis weıthın angeschlossen. Dıiese
umfängliche un:! sorgfältige gutachtlıche Untersuchung

Der Religionsunterricht 1ST eınerseıts nach Artikel Ab- Wurde MIt den Entscheidungen der dreı (G@-
satz des Grundgesetzes ın den öftentlichen Schulen der richte als Band 4 der ‚„‚Staatskırchenrechtlichen Abhand-
Bundesrepublık staatlıches Lehrtach und insoweıt eıne lungen‘“‘ dem Tıtel „„Religionsunterricht als ordentlı-

ches Lehrtach. ıne Fallstudıie den VertassungsiragenVeranstaltung des Staates. Andererseıits mu{fß hinsıcht-
ıch seınes theologischen Gehalts M Übereinstimmung seıner Versetzungserheblichkeıit““ der ÖOfftentlichkeit —

mıt den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften“‘ erteılt gaänglıch gemacht”.
werden. Diese Sonderstellung des Religionsunterrichts
bringt in eınem relig1ös-neutralen Staat w1e der Bundesre-
publık besondere Probleme der Kooperatıon VO  — Staat Entscheidungen ın Kirchensachen
un:! Kırche mıt sıch. Dıies zeıgt sıch ın strıttıgen FEinzeltäl-
len mıt orößerer Deutlichkeıit als bel der Erörterung allge- ıne unverzichtbare Fundquelle tur alle Fragen des Religi-
meıner theoretischer Fragen des Religionsunterrichts. Eın ONMNS- un: Staatskiırchenrechts bıldet die VO: den Mitarbei-
akutes Problem, das 1n den etzten Jahren Kırchen un tern des Instituts für Kırchenrecht un rheinische Kır-
staatlıche Gerichte nötigte, die Gesamtproblematık des chenrechtsgeschichte der Unıversitätoln herausgegebene
kontessionellen Religionsunterrichts VO rund auft wlie- Sammlung „Entscheidungen in Kirchensachen seıt 946°‘°°
der NECUuUu durchdenken, betrat den Fall eıiner Kölner Der Band dieser Reıhe, der die Jahre umtaft,
Schülerıin, dıe neben einer unzureichenden Note iın einem erschıen 1m Jahre 1963 Der bisher letzterschienene
anderen Versetzungsfach auch 1mM Fach Religionslehre die 11. Band enthält dıe Entscheidungen der Jahre
Note ‚„‚mangelhaft‘“‘ erhalten hatte un:! eshalb nıcht in dıe 970 In diesen Bänden sınd alle bekanntgewordenen Ge-
nächsthöhere Klasse worden Wrlr Das Verwal- richtsentscheidungen, die sıch ın iırgendeıiner Weıse auf das

Religionsrecht beziehen, ın chronologischer Reihenfolgetungsgericht öln un! das Oberverwaltungsgericht Mun-
ster hat der Relıgionsnote mıt unterschiedlichen rechtli- 1mM vollen Wortlaut abgedruckt.. Die insgesamt 67/ Ge-
chen Argumenten eıne versetzungserhebliche Bedeutung richtsentscheidungen des Bandes betretten er-

schiedliche Materıen Ww1€e die Kırchensteuer, das Schulge-aberkannt. Religionspädagogen, Religionslehrerverbände
un:! dıe Kırchen vertraten dagegen übereinstimmend die bet, dıe Freistellung VO Baugenehmigungsgebühren für
Auffassung, dafß das Fach Religionslehre gegenüber allen kırchliche Schulen, Wehrdienstbefreiung für Sonderpi10-

nıere der Zeugen Jehovas, Befreiung VO  - der Schulpflichtanderen Fächern in unerträglicher Weıse diskriminiert
würde, wenn der Note 1m Fach Religionslehre ein verset- Samstagen für Angehörige VO Sekten, Nachversiche-
zungserheblıicher Charakter grundsätzlıch nıcht ZU!| rungspflicht für ausgetretene Ordensangehörige, ön
kannt werden dürfte wirksamkeıt der Veräußerung eınes eıiner Kirchenstiftung
Das 1n etzter nNnstanz angerufene Bundesverwaltungsge- gehörenden Kunstgegenstandes (Statue durch eınen Pfar-
richt hat durch Urteıil VO Junı 973 die Entscheidun- IeIi, Hatftung eıner Kirchengemeinde be] eiınem Untall auf
SCH der beıden Vorinstanzen aufgehoben un: die Rechts- eiınem kırchlichen Friedhof, Beendigung der Kırchen-
auffassung vertreten, dafß der nach dem Grundgesetz steuerpflicht bei Kırchenaustritt, Eıntragung über dıe Re-
zulässıge bekenntnisgebundene Inhalt des Religionsun- liıgionszugehörigkeıt ın behördliche Akten, Benutzungs-
terrichts nıcht ausschließe, daß die Leistungen ın diesem W für gemeindlıche Bestattungseinrichtungen. Jeder
Fach bewertet un: beı der Versetzungsentscheidung be- Band enthält eın vorzüglıches Sach- un: Gesetzesregıster.
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Kırchliche Zeıitfragen

Der katholische Religionsunterricht Im Spiegel
der Zahlen

Situationsbericht

eZ0og sıch der Hıilferuf ‚„Notstandsgebiet: Religionsunter- In den Gymmnasıen sınd Abmeldungen VO häufiger:
yıcht!“‘ Ende der sechzıger Jahre auf dıe einsetzende Ab- Limburg 11 0,23 %, Bamberg 0,6% (auf der Oberstute
meldungswelle, forderte Anfang der szebziger Jahre dıe 25%) Regensburg 0,57 %, Passau 0,85 %, Fıchstätt
Auseinandersetzung dıe schultheoretische Begründung 1,:43 %, TIrıier 15 %0 Speyer AA Saarland 1,9%, Maınz
dieses Faches ın einer ‚„Schule für alle‘ rettenden Eınsatz; Z /O Aachen Dunster 4,8 %, Köln 5,2%, Rotten-

burg aut den Klassen und 10 76 %, auf der bısheute wıyrd der Notstand auch durch den Mangel Reli-
gionslehrern bedingt. Folgende Darstellung sucht dıe RC 13 Klasse 26,2% Dıie öhe der Abmeldungen 1St nach
genwärtıge Lage des auf der Grundlage UonNn statıst1- einzelnen Gymnasıen sehr unterschiedlich. Im Bereich der

Diıözese Rottenburg haben 15 Gymnasıen ıne Abmelde-schem : Material! shizzıeren und auf Trends ıIn der
über 60 Yo; ın der Erzdiözese Paderborn schwanktenEntwicklung aufmerksam Z machen.

977 dıe Werte bel den einzelnen Schulen zwıschen un
V> Diese starken Unterschiede iınnerhalb eınes Bıs-

Abmeldungsquote LUumsS, ın einıgen Fällen innerhalb eiıner Stadt, lassen
auf OTr{tS- bzw gymnasiums-spezifische Ursachen schlie-
ßen, WI1€e z.B die Einstellung der Schüler konkretenIn den Jahren 1968/70 stieg dıe Zahl der Abmeldungen

sprunghaft Zum Teıl wurde, W1e€e z B 1mM Frankfurter Religionslehrern. In der Diözese Rottenburg wırd offen-
Raum32, durch Schüler- un! Lehrerverbände regelrecht für sichtlich der Abmeldetrend in einıgen Gegenden durch

hohe Abmeldequoten 1mM evangelıschen begünstigt.die Abmeldung geworben. Inzwischen 1St wieder ruhı1-
CI geworden. Dıie Abmeldungsquote ın den aupt- 975/76 hatten sıch VON den un:! 10 Klassen der Gym-
schulen Jag 975/76 1in den Diıözesen, die Schulstatistiken nasıen 15,:4 %, autf den bıs 13 Klassen 42,7%(

1 325 To) der evangelıschen Schüler VO ab-ZUr Verfügung stellten, 1%
Eın Ühnliches Biıld zeıgen die Realschulen: Bamberg gemeldet®.
V,01 Yo, Passau 002 Yo, Regensburg 005 Yo, Fichstätt 0, 1 To, Auf diesem Hintergrund 1St verständlıch, da{fß 2 e

bruar 975 dıe evangelıschen und katholischen Religions-Trier O1 %6n Limburg 11{1 0.25%, Speyer 0,4 %, Saarland
,5 %, Freiburg 0,87%o, Aachen 0,9 %, unster 1,0%, lehrerverbände 1ın Baden-Württemberg eınen Antrag
Rottenburg 1,06 %, Maınz 1,3%, Paderborn ZYo, öln das K ultusminısterıum in Stuttgart richteten und darın die
2,7% Eınriıchtung eınes Faches ‚Ethik“ für Schüler, dıe nıcht

ı


